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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Richtlinie des Rates (EWG) betreffend die Verschmutzung der Meeres- und 
Süßgewässer für Badezwecke (Qualitätsanforderungen) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaften, insbesondere auf Arti- 
kel 100 und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Zum Schutz der Umwelt und der Volksgesundheit 
ist es erforderlich, die Gewässer vor Verunreinigung 
zu bewahren und verschmutzte Badegewässer zu 
sanieren. 

Eine Überwachung der Badegewässer ist notwen- 
dig, um im Rahmen des Gemeinsamen Marktes die 
Ziele der Gemeinschaft hinsichtlich der Verbesse- 
rung der Lebensbedingungen,’ einer harmonischen 
Entwicklung des Wirtschaftslebens in der gesamten 
Gemeinschaft und einer stetigen und ausgewogenen 
Wirtschaftsausweitung zu erreichen. 

Es gibt auf diesem Gebiet einerseits gewisse Ge- 
setzes- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied- 
staaten, die einen direkten Einfluß auf die Funk- 
tionsfähigkeit des Gemeinsamen Marktes haben; 
andererseits fehlen im Vertrag die für diesen Be- 
reich notwendigen Aktionsmittel. 

Das Aktionsprogramm der Europäischen Gemein- 
schaften für den Umweltschutz^) sieht die gemein- 
same Erarbeitung von Qualitätszielen zur Festle- 
gung der Anforderungen, denen ein Umweltmedium 
genügen muß, und unter anderem die Definition der 
Parameter für Wasser einschließlich der Badegewäs- 
ser vor. 


Zur Erreichung dieser Qualitätsziele müßten die 
Mitgliedstaaten Grenzwerte festlegen, die bestimm- 
ten Parametern entsprechen. Die Badegewässer müß- 
ten diesen Werten binnen acht Jahren nach dem 
Inkrafttreten dieser Richtlinie entsprechen. 

Es ist vorgesehen, daß die Badegewässer unter 
bestimmten Umständen als den Werten der sich auf 
sie beziehenden Parametern entsprechend angesehen 
werden, auch wenn ein bestimmter Anteil der wäh- 
rend der Badesaison entnommenen Proben die in 
den Anlagen angegebenen Grenzwerte überschreitet. 
Für den Fall, daß die Mindesthäufigkeit der Probe- 
nahme in dieser Richtlinie nicht angegeben wird, 
ist dies Aufgabe der zuständigen Behörden jedes 
Mitgliedstaates. 

Um eine gewisse Geschmeidigkeit bei der Anwen- 
dung der Richtlinie zu erzielen, erhalten die Mit- 
gliedstaaten die Möglichkeit, Ausnahmen vorzu- 
sehen. 

Diese Ausnahmen dürfen indessen die zum Schutze 
der Volksgesundheit erlassenen Vorschriften nicht 
außer acht lassen. 

Der technische Fortschritt macht eine rasche An- 
passung der in den Anlagen dieser Richtlinie aufge- 
führten technischen Vorschriften erforderlich. Um 
die Durchführung der hierfür erforderlichen Maßnah- 
men zu erleichtern, wird ein Verfahren eingeführt, 
das im Rahmen des Ausschusses für die Anpassung 
der Richtlinien über die Wasserqualität an den tech- 
nischen Fortschritt eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen Mitgliedstaaten und Kommission ermöglicht - 
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HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Diese Richtlinie betrifft die Qualittätsanforde- 
rungen an Badegewässer mit Ausnahme von 
Wasser für therapeutische Zwecke und Wasser 
für Schwimmbecken. 

2. Im Sinne dieser Richtlinie versteht man unter: 

a) „Badegewässer" alle fließenden oder stehen- 
den Binnengewässer sowie Meerwasser, in 
denen die zuständigen nationalen Behörden 
das Baden gestatten oder dulden; 

b) „Badegebiet" die Stelle, an der sich Badege- 
wässer befinden; 

c) „Badesaison"' einen Zeitraum, der zwei Wo- 
chen vor der offiziellen Eröffnung der Bade- 
zeit beginnt und mit ihrem Ende abschließt. 
Findet keine offzielle Eröffnung statt, er- 
streckt sich dieser Zeitraum über das ganze 
Jahr. 

3. über Eröffnung und Ende der Badesaison wird 
von den zuständigen Behörden jedes Mitglied- 
staates beschlossen. 


Artikel 2 

1 . Zur Anwendung dieser Richtlinie werden die 
Badegewässer in Meer- und Süßwasser unter- 
teilt. Jeder dieser beiden Wasserarten entspre- 
chen unterschiedlichen Anforderungen, deren 
mikrobiologische und chemisch-physikalische 
Merkmale in den Anlagen 1 und 2 dieser Richt- 
linie, deren Bestandteil sie sind, aufgeführt wer- 
den. 

2. Jeder Mitgliedstaat entscheidet je nach den der 
jeweiligen geographischen Gegebenheiten dar- 
über, ob Brack- und Gezeitenwasser zum Süßwas- 
ser oder zum Meerwasser gehören. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten legen die bestimmten Para- 
metern entsprechenden Grenzwerte für Badegewäs- 
ser wie folgt fest: 


a) Für die Parameterwerte in der jeweiligen Spalte I 
(zwingende Werte) der Anlagen 1 und 2 haben 
die Mitgliedstaaten die Werte gemäß den in die- 
sen Spalten angegebenen Grenzwerten festzu- 
legen. 

b) Für die Parameterwerte, für die sowohl in 
Spalte I als auch in Spalte G ein Wert angegeben 
ist, können die Mitgliedstaaten strengere Werte 
festlegen, die sich an den in Spalte G angegebe- 
nen Richtwerten orientieren. 

c) Für die Parameterwerte, die nur in der jewei- 
ligen Spalte G in Anlage 1 und Anlage 2 aufge- 
führt sind, können die Mitgliedstaaten Werte 
festlegen, die sich an den in diesen Spalten an- 
gegebenen Zahlenwerten orientieren. 

d) Die Mitgliedstaaten wenden die Werte der 
Spalte G womöglich überall dort auf die Bade-, 
gewässer an, in denen das Baden erst nach dem 
Inkrafttreten dieser Richtlinie zugelassen oder 
geduldet wird. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten treffen die notwendigen Maß- 
nahmen um sicherzustellen, daß die Qualität der 
Badegewässer binnen acht Jahren nach Inkrafttre- 
ten dieser Richtlinie den gemäß Artikel 3 festge- 
legten Grenzwerten entspricht. 


Artikel 5 

1. Die Badegewässer gelten als den diesbezüglichen 
zwingenden Parameterwerten entsprechend, 
wenn 95 v. H. der während der Badesaison an 
ein und derselben Schöpfstelle entnommenen 
Wasserproben die in den jeweiligen Spalten I 
der Anlagen 1 und 2 angegebenen Grenzwerte 
einhalten. 

2. Die Badegewässer gelten als den diesbezüglichen 
Parameterrichtwerten entsprechend, wenn 90 v. H. 
der während der Badesaison an ein und dersel- 
ben Schöpfstelle entnommenen Wasserproben die 
in der jeweiligen Spalte G der Anlagen 1 und 2 
angegebenen Grenzwerte einhalten, und zwar un- 
abhängig von den Vorschriften jedes Mitglied- 
staates bezüglich der Werte und der Häufigkeit 
der Überschreitungen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 24. Februar 1975 - lf4 - 680 70 - E - Me 6/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 7. Februar 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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3. Bei den 5 bzv/. 10 v, H. der Proben, die gemäß 
Absatz 1 und 2 den festgelegten Werten nicht 
entsprechen, gilt folgendes: 

a) die Meßwerte dürfen mit Ausnahme der 
mikrobiologischen Parameter, des ph-Werts 
und des gelösten Sauerstoffs um höchstens 
50 V. H. vom Grenzwert der betreffenden Pa- 
rameter abweichen, 

b) aufeinanderfolgende Wasserproben, die mit 
einer statistisch auswertbaren Häufigkeit ent- 
nommen werden, dürfen von den betreffenden 
Parameterwerten nicht abweichen. 

Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten führen die Probenahmen 
durch, deren Mindesthäufigkeit in den Anlagen 1 
und 2 festgelegt wird. Ist die Mindesthäufigkeit 
der Probenahme in den Anlagen zu dieser Richt- 
linie nicht festgelegt, so ist sie von der zustän- 
digen Behörde jedes Mitgliedstaates nach Maß- 
gabe der Bedeutung des Badegebietes, der Be- 
nutzerzahl und der vorherrschenden Wassertem- 
peratur festzulegen. 

Die Benutzerzahl - ausgedrückt als mittlere Kon- 
zentration an Badenden je Kilometer Strand- oder 
Flußufer - und die vorherrschende Wassertempe- 
ratur werden nach dem Monatsdurchschnitt der 
vorausgegangenen drei Jahre bestimmt. Dabei 
wird der Monat zugrunde gelegt, in dem die 
höchste Wassertemperatur und die höchste Be- 
nutzerzahl registriert wurden. 

2. Die in den Anlagen 1 und 2 unter der Überschrift 
„Verunreinigungsindikator" auf geführten Para- 
meter sind von der zuständigen Behörde zu über- 
prüfen, wenn eine in dem Gebiet der Badezone 
durchgeführte Gesundheitsuntersuchung das Vor- 
handensein oder die Möglichkeit von Ableitun- 
gen dieser Stoffe ergibt. 

3. Die Proben sind an den Stellen mit dem stärksten 
Badebetrieb zu entnehmen, und zwar vorzugs- 
weise in 30 cm Tiefe unter der Oberfläche des 
Wassers. 

4. Bei fließenden Gewässern sind die Bedingungen 
stromaufwärts, bei Seen oder Meerwasser die Be- 
dingungen in der Nachbarschaft in regelmäßigen 
Zeitabständen genau zu überprüfen, um die geo- 
graphischen und topologischen Gegebenheiten, 
den Umfang und die Art aller verunreinigenden 
und potentiell verunreinigenden Ableitungen und 
ihre Bedeutung im Verhältnis zu ihrer Entfernung 
von der betreffenden Badezone festzustellen. 

5. Die Analyseverfahren für die betreffenden Para- 
meter werden in den Anlagen 1 und 2 angege- 
ben. Laboratorien, die andere Verfahren verwen- 
den, müssen sich vergewissern, daß ihre Ergeb- 
nisse mit den durch das Bezugsverfahren ermit- 
telten Ergebnissen übereinstimmen. 


Artikel / 

Die Anwendung der aufgrund dieser Richtlinie ge- 
troffenen Maßnahmen darf weder unmittelbar noch 
mittelbar eine Verschlechterung des derzeitigen 
Gütezustandes der Badegewässer bewirken. 


Artikel 8 

Abweichungen von dieser Richtlinie sind nur zu- 
lässig: 

a) im Falle von Überschwemmungen oder sonstigen 
Naturkatastrophen ; 

b) bei bestimmten Parametern, die in den Anlagen 1 
und 2 mit (O) gekennzeichnet sind, wenn außer- 
gewöhnliche meteorologische oder geographische 
Verhältnisse vorliegen; 

c) wenn das Badegewässer eine natürliche Anreiche- 
rung mit bestimmten Stoffen über die gemäß den 
Bestimmungen des Artikels 3 festgelegten Grenz- 
werte hinaus erfährt. 

Unter natürlicher Anreicherung ist der Prozeß zu 
verstehen, durch den eine bestimmte Wassermasse 
ohne Eingriff des Menschen gewisse im Boden ent- 
haltene Stoffe aufnimmt. 

Abweichungen von diesem Artikel entbinden in kei- 
nem Falle von den zwingenden Erfordernissen zum 
Schutze der Volksgesundheit. 

Nimmt ein Mitgliedstaat eine Abweichung vor, so 
teilt er der Kommission dies unverzüglich unter An- 
gabe der Gründe und der voraussichtlichen Dauer 
mit. 

Artikel 9 

über die zur Anpassung der Anlagen dieser Richt- 
linie an den technischen Fortschritt notwendigen Än- 
derungen wird gemäß dem, Verfahren nach Arti- 
kel 11 beschlossen. 


Artikel 10 

1. Es wird ein Ausschuß für die Anpassung der 
Richtlinien über die Wasserqualität an den tech- 
nischen Fortschritt eingesetzt, im folgenden „der 
Ausschuß" genannt, der sich aus Vertretern der 
Mitgliedstaaten zusammensetzt und in dem ein 
Vertreter der Kommission den Vorsitz führt. 

2. Der Ausschuß gibt sich seine Geschäftsordnung. 


Artikel 11 

1, Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsit- 
zende den Ausschuß von sich aus oder auf Antrag 
des Vertreters eines Mitgliedstaates. 
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2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maß- 
nahmen. Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf 
innerhalb einer Frist Stellung, die der Vorsit- 
zende je nach der Dringlichkeit der betreffenden 
Frage bestimmen kann. Die Stellungnahme 
kommt mit einer Mehrheit von 41 Stimmen zu- 
stande, wobei die Stimmen der Mitgliedstaaten 
nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages gewo- 
gen werden. Der Vorsitzende nimmt an der Ab- 
stimmung nicht teil. 

3. a) Die Kommission trifft die geplanten Maßnah- 

men, wenn sie der Stellungnahme des Aus- 
schusses entsprechen. 

b) Entsprechen die in Betracht gezogenen Maß- 
nahmen nicht der Stellungnahme des Aus- 
schusses oder ist keine Stellungnahme ergan- 
gen, so schlägt die Kommission dem Rat un- 
verzüglich die zu treffenden Maßnahmen vor. 
Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit. 

c) Hat der Rat nach Ablquf einer Frist von drei 
Monaten, nachdem ihm der Vorschlag über- 


mittelt worden ist, keinen Beschluß gefaßt, so 
werden die vorgeschlagenen Maßnahmen vor 
der Kommission getroffen. 


Artikel 12 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 
dieser Richtlinie samt Anlagen binnen zwei Jah- 
ren nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und 
setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 

2. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 
den Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften, die sie auf dem unter diese 
Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 


Artikel 13 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Qualitätsanforderungen an Badegewässer - Meerwasser 


Anlage I 






(Artikel 6 Ziffer 1) 

Wasser- 



Parameter 

Einheit 

ausgedrückt 

Analyseverfahren 

Mindesthäufigkeit 

tempe- 


I 

in 

(Artikel 6 Ziffer 5) 

der Probenahme i) 

ratur 






< 10 000 > 




Mikrobiologische Parameter 









Gesamt-Coli 

je 100 ml 

Gesamt-Coli 

1. Fermentation im Mehrfach- 

B 

A 

' 

2000 

10 000 



je 100 ml 

ansatz. Bei positivem Ausfall 
überführen in Nadiweismilieu. 
Auszählen (wahrscheinlichste 
Zahl) 

B 

A 

> 20 

500 

2 000 

Coli faec. 

je 100 ml 

Coli faec. 

2. Filtration über Membran und 

B 

A 

<20 

500 

5 000 



je 100 ml 

Kultur auf einem geeigneten 
Milieu wie Milchzucker- 
Tergitol-Agar, Endo- Agar, 

0,4 Voige Teepol-Nährbouillon. 
Umpflanzen und Identifizie- 
rung verdächtiger Kolonien. 









Bei 1. und 2. variable Bebrütungs- 
temperatur, je nachdem, ob 
Gesamt-Coli oder Coli faec. 
bestimmt werden. 






Streptococcus faec. 

je 100 ml 

Streptococcus 

1. Litskysche Methode. 

D 

C 


100 

1 000 



faec. 

Auszählen (wahrscheinlichste 








je 100 ml 

Zahl) 









2. Filtration über Membran. 









Kultur auf geeignetem Nähr- 
boden. 






Salmonellen 

1 je 1 1 

Salmonellen 

Konzentration durch Filtrieren 




1 

; ! 

02) 



je 1 1 

i über Membran. Impfen auf Stan- 
dard-Nährboden. Anreicherung - 
überführen auf Isolierungs-Agar- 
Agar - Identifizierung. 






Viren 

PFU je 101 


Konzentration durch Filtrieren, 
Ausflocken oder Zentrifugieren-, 
Bestätigung. 
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O) 






(Artikel 6 Ziffer 1) 

Wasser- 



Parameter 

Einheit 

aus ge drückt 

Analyseverfahren 

Mindesthäufigkeit 

tempe- 

G 

I 

in 

(Artikel 6 Ziffer 5) 

der Probenahme i) 

ratur 





< 10 000 > 




Physikalische und 
chemische Parameter 









pH 

pH 

pH 

Elektrometrie mit Eichung auf 
pH 7 und 9 

B 

A 



6-9 

Färbung 



Besichtigungs- oder photo- 

B 

A 



Keine sicht- 




metrische Prüfung nach 





bare Färb- 




Platin-Kobalt-Eichskala 





Veränderung®) 

Mineralöle 

mg/1 


Besichtigungsprüfung. Durch 

B 

A 



Kein Ölfilm 



Extaktion an ausreichendem 





auf dem Was- 




Wasservolumen und Wiegen 

B 

A 



ser sichtbar 




des Trockenrückstandes 





< 0,3 

Tenside, die auf Methylen- 

mg/1 

Natrium- 

Besichtigungsprüfung. Methylen- 

B 

A 



Kein bleiben- 

blau reagieren 


laurylsulfat 

blau-Absorptionsspektrophoto- 





der Schaum 




metrie 

B 

A 



^0,3 

Phenol-Zahl 

mg/1 

CeHsOH 

Überprüfung auf Geruch nach 

B 

A 


Kein unange- 





Phenol 




nehmer 





Absorptionsspektrophotometrie 

4-AAP-Methode 

(4-AminoantipYrin) 

B 

A 


Geruch 


Teer-Rückstände 



Besichtigungsprüfung 

B 

A 


Auf dem über- 
spülten Strand 
keine Teer- 
rückstände 
sichtbar 


Schwimmende Körper wie 



Besichtigungsprüfung 

B 

A 


Keine 


Holz, Kunststoff, Flaschen, 







schwimmen- i 


Gefäße aus Glas, Kunststoff, 
Gummi oder sonstigen 

Stoffen 


j 

1 





den Körper ! 



0) 

D) 

s* 

(D 


CO 

IO 

•sl 

IO 


ü 

(0 


0 


CA 

B- 


w 

g 


p- 

(D 


P 

CQ 

I 


p 

E 

*0 

CD 

•-I 

o 

p- 

a> 





Parameter 

Einheit 

ausgedrückt 

in 

Analyseverfahren 
(Artikel 6 Ziffer 5) 

(Artikel 6 Ziffer 1) 
Mindesthäufigkeit 
der Probenahme i) 
< 10 000 > 

Wasser- 

tempe- 

ratur 

G 

1 

Auf Verschmutzung 
hinweisende Stoffe 


Die Konzentration der Schadstoffe As, Cd, Cr^^ Pb, Hg, CN und der Pestizide darf die im Wasser bei 

Flut 1 km von der Küste gemessenen natürlichen W erte nicht übersteigen. 

Pestizide 

(Parathion, HCH, Dieldrin) 

mg/l 



Extraktion mit geeigneten 
Lösungsmitteln und chromato- 
graphische Bestimmung 



1 

! 



Arsen 

Kadmium 

Chrom^^ 

Blei 

Quecksilber 

mg/1 

mg/l 

mg/1 

mg/l 

mg/1 


As 

Cd 

CrVi 

Pb 

Hg 

Atomabsorption, gegebenenfalls 
mit vorheriger Extraktion 



! 



Cyanide 

mg/1 


CN- 

Absorptionsspektrophotometrie 
mittels spezifischer Reagenzien 



1 

i 



Tranzparenz 

m 


• 

Secchi-Scheibe 






Gelöster Sauerstoff 

Vo 



Winkler-Methode 
Elektrometrische Methode 
(Sauerstoffmesser) 






Nitrate 

mg/1 



Absorptionsspektrophotometrie 
mittels spezifischer Reagenzien 






Phosphate 

mg/1 



Absorptionsspektrophotometrie 
mittels spezifischer Reagenzien 





i 


0) Übersdireitung der Grenzwerte bei außergewöhnlichen geographischen oder meteorologischen Verhältnissen vorgesehen 

1) Mindesthäufigkeit der Probenahme bei einer mittleren Konzentration an A: wöchentlich C: monatlich E: jährlich 

Badegästen über oder unter 10 000 je km (siehe Artikel 6 Ziffer 1) B: alle 2 Wochen D: allq 6 Monate 

2) Der Gehalt ist von den zuständigen örtlichen Behörden in jedem Mitgliedstaat zu überprüfen, wenn eine gesundheitsamtliche Erhebung in dem Bereich, in dem 
der Badestrand liegt, das Vorhandensein dieser Stoffe erweist. 

3) Diese Parameter müssen von den zuständigen Behörden in jedem Mitgliedstaat überprüft werden, wenn Tendenz zur Eutrophierung des Wassers besteht. 
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Anlage II 


Qualitätsanforderungen an Badegewässer - Süßwasser 


Parameter 

j Einheit 

L 

1 ausgedrückt 
in 

Analyseverfahren 
(Artikel 6 Ziffer 5) 

(Artikel 6 Ziffer 1) 
Mindesthäufigkeit 
der Probenahme i) 
< 10 000 > 

G 

1 

1 

1 ^ ■ 

L 

Mikrobiologische Parameter 




1 1 

i 


Gesamt-Coli 

1 je 100 ml 

i 

1 , 

Gesamt-Coli 
je 100 ml 

1 

i 

1 . Fermentation im Mehrfach- 

1 ansatz. Bei positivem Ausfall 

i überführen in Nachweismilieu, 

j Auszählen (wahrscheinlichste 

Zahl) 

1 1 

C 1 B 

i 1 

' 

1 

1 

i 

10 000 

Coli faec. 

1 je 100 ml 

i 

i 

Coli faec. 
je 100 ml 

1 

2. Filtration über Membran und 
Kultur auf einem geeigneten 
Milieu wie Milchzucker- 
Tergitol-Agar, Endo-Agar, 

0,4 Voige Teepol-Nährbouillon. | 
Umpflanzen und Identifizie- 
rung verdächtiger Kolonien. 

j 

C 1 B 

' i 

! 

1 

1 

1 

2 000 


i 

1 

1 

i 

Bei 1 . und 2. variable Brütungs- j 

temperatur, je nachdem, ob 1 

Gesamt-Coli oder Coli faec. I 

bestimmt werden. 

1 1 

i 

1 j 

1 i 

1 

I 

i 

Streptococcus faec. 1 

1 

je 100 ml 

1 

! 

Streptococcus 

faec. 

je 100 ml 

1 . Litskysche Methode. 

Auszählen (wahrscheinlichste | 

Zahl) 

1 

1 

1 i 

I 200 

1 




2. Filtration über Membran. I 

Kultur auf geeignetem Nähr- 
boden. 

1 1 

1 ! 

j 

1 

1 


Salmonellen 

i 

je 1 1 

Salmonellen i 

je 1 1 

; 

Konzentration durch Filtrieren | 

über Membran. Impfen auf Stan- 1 

i ! 


0 


dard-Nährboden. Anreicherung - 
überführen auf Isolierungs-Agar- 
Agar - Identifizierung. 
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Parameter 

Einheit 

ausgedrückt 

in 

Analyseverfahren 
(Artikel 6 Ziffer 5) 

(Artikel 6 Ziffer 1) 

1 Mindesthäufigkeit 
der Probenahme i) 
< 10 000 > 

G 

! I 

Viren 

PFU je 101 


Konzentration durch Filtrieren, 
Ausflocken oder Zentrifugieren; 
Bestätigung. 

1 1 

i 

1 


! 

1 

! 

1 

Sulphitreduzierendes 

Clostridium 

je 20 ml 


.Nach Erwärmen der Probe auf 

80° Auszählen der Sporen durch 

- Impfen in Standardmilieu 

- Filtrieren über Membran 

- Verteilung in Röhrchen mit 
DRCM-Milieu 
(differential reinforced 
clostridial medium) 

Auszählen (wahrscheinlichste 
Zahl). 

1 



2 

Physikalische und 
chemische Parameter 





i 



pH 

pH 

pH 

Elektrometrie mit Eichung auf 
pH 7 und 9 

C 

B 


6-9«) 

Färbung 



Besichtigungs- oder photo- 
metrische Prüfung nach 
Platin-Kobalt-Eichskala 

c 

B 


Keine sichtbare 
Farbveränderung 
*) 

Schwebstoffgehalt 

mg/1 

1 

SS 

durch Filtrieren oder Zentrifu- 
gieren Gewicht nach Trocknen 
bei 105° C. 

j 


25 


Transparenz 

m 

Secchi-Scheibe 

Secchi-Scheibe 

1 

c 

B 

1 1,5 

i») 

Gelöster Sauerstoff 

ö/o- 

Sättigung 

02 

- Winkler-Methode 

- Elektronische Methode 
(Sauerstoffmesser) 

c 

B 

CD 

0 

1 

to 

o 

50- 150 

i 

Ammoniak 

mg/1 

NH4 

- Absorptions-Spektrophoto- 
meter 



1 

! 1 



- Nessler Reagenz 

- Indophenolblau-Methode 
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1—^ 

O 1 

Parameter 1 

! 

Einheit | 

ausgedrückt 

in 

Analyseverfahren 
(Artikel 6 Ziffer 5) 

1 

1 

(Artikel 6 Ziffer 1) 
Mindesthäufigkeit 
der Probenahme i) i 
< 10 000 > 1 

G 

I 

Kjedahl-Stickstoff 

mg/l j 

N 

- Kjedahl-Methode 



2 


Mineralöle 

mg/1 


Besichtigungsprüfung. 




Kein Ölfilm auf 



1 

Durch Extraktion an ausreichen- 




dem Wasser 




dem Wasservolumen und Wiegen 




sichtbar 




des Trockenrückstandes 




^ 0,3 

Tenside, die auf Methylen- 



Besichtigungsprüfung 

C 

B 


Kein bleibender 

blau reagieren 

mg/l i 

Natrium- 

Methylenblau- Absorptions- 

c 

B 1 

^ 0,2 

Schaum 


1 

laurylsulfat 

spektrophotometrie 


i 


S 0,3 

Phenol-Zahl 

i 


Überprüfung auf Geruch nach 




Kein unan- 


1 


1 Phenol 




nehmer Geruch 


mg/l 

CeHsOH 

Absorptionsspektrophotometrie 



^ 0,005 

^ 0,05 




, 4-AAP-Methode 







j 

(4-Aminoantipyrin) 





Schwimmende Körper wie 


1 I 

i 

Besichtigungsprüfung 


1 

Keine 


Holz, Kunststoffe, Flaschen, 






schwimmen- 


Gefäße aus Glas, Kunststoff, 


1 

1 



den Körper 


Gummi oder sonstigen 


1 

1 




Stoffen 


i 




1 


Auf Verschmutzung 



1 





hinweisende Stoffe 








Pestizide 

mg/l 


Extraktion mit geeigneten 

1 




(Parathion, HCH, Dieldrin) 



Löungsmitteln und chromato- 

1 




Arsen 

mg/l 

As 

1 j graphische Bestimmung 

! 


) 

\ 2) 


Kadmium 

mg/l 

Cd 

1 1 

1 ') 


Chrom^i 

mg/l 

CrVi 

\ ' Atomabsorption, 



Blei 

mg/l 

Pb 


Absorptionsspektrophotometrie 

1 2) 


Quecksilber 

mg/l 

Hg J 



1 

1 


Cyanid 

mg/l 

CN“ 

j Absorptionsspektrophotometrie 

j 




i 


mittels spezifischer Reagenzien | 




0) übersdireitung der Grenzwerte bei außergewöhnlichen geographischen oder meteorologischen Verhältnissen vorgesehen. 

1) Mindesthäufigkeit der Probenahme bei einer mittleren Konzentration an A: wöchentlich C: monatlich E; jährlich 

Badegästen über oder unter 10 000 je km (siehe Artikel 6 Ziffer 1) B: alle 2 Wochen D: alle 6 Monate 

2) Der Gehalt ist von den zuständigen örtlichen Behörden in jedem Mitgliedstaat zu überprüfen, wenn eine gesundheitsamtliche Erhebung in dem Bereich, in dem 
der Badestrand liegt, das Vorhandensein dieser Stoffe erweist. 
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Begründung 

1. Einleitung 

Seit vielen Jahren sind die Gesundheitsbehörden 
besorgt über die Rolle abwässerverschmutzender 
Badegewässer bei der Übertragung von Infektions- 
krankheiten. Dieses Problem ist nicht nur eine 
innere Angelegenheit der einzelnen Staaten, es geht 
auch die Gemeinschaft als Ganzes an. Die Ver- 
schmutzung der Gewässer - der Meere wie der 
Flüsse - hat häufig internationale Auswirkungen. 
Sie kann die Interessen mehr als eines Mitglied- 
staates berühren, sei es, weil die Verschmutzung 
über die Landesgrenzen hinausgreift oder weil 
Staatsangehörige einer Reihe von Mitgliedsländern, 
insbesondere Touristen, unter den Folgen einer sol- 
chen Verschmutzung an den von ihnen besuchten 
Orten zu leiden haben können. 

Erst in jüngster Zeit, da das allgemeine Interesse 
an den Umweltproblemen in der öffentlichen Mei- 
nung wächst, hat man erkannt, daß an Badegewäs- 
ser auch andere als Hygieneanforderungen zu stel- 
len sind; sie sollen auch reizvoll gelegen sein, 
ästhetisch ansprechen und dazu beitragen, die Um- 
weltqualität im allgemeinen zu verbessern. 

Die Richtlinie, die gemäß dem Aktionsprogramm 
der Europäischen Gemeinschaften für den Umwelt- 
schutz ergeht, betrifft die von den Mitgliedstaaten 
nach bestimmten Modalitäten vorzunehmende Fest- 
legung einer Reihe von Zahlenwerten, die Para- 
metern zur Definition der Mindestqualitätsanforde- 
rungen an Badegewässer entsprechen. Die therapeu- 
tische Anwendung der Gewässer sowie das Baden 
in Schwimmbecken werden von dieser Richtlinie 
nicht erfaßt. 

In seiner Erklärung vom 22. November 1973 zu dem 
erwähnten Aktionsprogramm hat der Rat betont, 
daß zur Verbesserung der Lebensbedingungen der 
Völker der Gemeinschaft gemäß den Zielen des Ver- 
trages zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft die Umweltbelastungen wirksam be- 
kämpft werden müssen. 

Das Aktionsprogramm sieht u. a. vor, daß die Aktion 
der Gemeinschaft auch die Festlegung von Umwelt- 
qualitätszielen und die Definition der in Betracht zu 
ziehenden Gruppen von Parametern für die Nutzung 
und Funktion des Wassers - u. a. zum Baden im 
Süßwasser und Meerwasser - umfaßt. 

Es ist darauf hinzuweisen, daß die Gegebenheiten 
beim Baden in diesen beiden Arten von Wasser 
insofern grundsätzlich gleich sind, als der Körper in 
einer für das Baden zugelassenen oder geduldeten 
Zone in enge Berührung mit dem Wasser kommt. 
Dabei sind jedoch die mikrobiologischen sowie die 
physikalischen und chemischen Faktoren unter- 
schiedlich; weshalb zwei verschiedene Listen der ent- 
sprechenden Werte - für Süßwasser und für Meer- 
wasser - vorgelegt werden. 


2. Derzeitige Lage und Bestimmungen betreffend 
die Qualität von Badegewässern in den Mitglied- 
staaten 

Eine Prüfung der Rechtslage in den Mitgliedstaaten 
läßt erkennen, daß es in keiner innerstaatlichen Ge- 
setzgebung so umfassende und so spezifisch tech- 
nische Bestimmungen gibt, wie sie der Richtlinien- 
entwurf enthält. 

In den Niederlanden wurden 1952 von einem Fach- 
ausschuß der Organisation für Angewandte Wissen- 
schaftliche Forschung (TNO) umfassende Richtlinien 
für die Beurteilung der Badegewässerqualität (Seen 
und Meer) herausgegeben. In seinem Bericht emp- 
fahl der TNO-Ausschuß Qualitätskriterien für das 
Wasser in Schwimmbecken sowie für Oberflächen- 
wasser, das zur Erholung genutzt wird (d. h. Schwim- 
men, Planschen, Tauchen usw., wobei es zu längerer, 
enger Berührung mit dem Wasser kommt). 

Ein zweiter Bericht über die Qualitätsanforderimgen 
an Badegewässer wurde vom niederländischen Ge- 
sundheitsrat vorgelegt (Gezondheidsraad, Interim 
rapport inzake de eisen, welke met het oog op de 
gezondheid van de mens aan oppervlaktewater die- 
nen te worden gesteld. Rijswijk, 25. Juni 1973). Die- 
ser Bericht empfiehlt eine Einteilung der Badeplätze 
in drei Stufen auf der Grundlage des Ergebnisses 
von Ortsbesichtigungen und chemischen und bakte- 
riologischen Analysen des Wassers. 

In Dänemark sieht der Entwurf des Gesetzes über 
den Umweltschutz vom 13. Juni 1973 vor, daß der 
Umweltminister eine Verordnung über die Hygiene- 
bedingungen für Badegewässer und Strände erlas- 
sen kann. Kapitel 2 Abschnitt 4 sieht vor, daß die 
Überwachung der Badegewässer Aufgabe der Ge- 
meinderäte ist. 

In Irland bestimmt ein Gesetz (Foreshore Act von 
1933), daß niemand das Recht hat, in den Gezeiten 
ausgesetzten (d. h. unterhalb der Hochwassermarke) 
Zonen einen ganzen oder zerbrochenen Gegenstand 
zurückzulassen oder in diesen Gebieten benachbar- 
ten Zonen in das Meer zu werfen, der eine in die- 
sem Gebiet badende oder planschende Person ver- 
letzen könnte. 

Dieses Verbot erstreckt sich auf jeden festen oder 
flüssigen Stoff, der diese Personen verletzen könnte. 
Ohne Genehmigung des Verkehrs- und Energiemini- 
sters darf niemand Gegenstände oder Stoffe im 
Küstenvorland (Streifen zwischen Hoch- und Nie- 
drigwasserstand) an der Küste oder irgendeiner an- 
deeren Stelle abkippen, von wo aus sie durch ande- 
re natürliche Ursachen gegen ein Küstenvorland ge- 
worfen, geschleppt oder bewegt werden könnten. 

In Italien sind nur Grenzwerte coli faec. für Bade- 
gewässer (Meerwasser) spezifiziert. Diese Spezifi- 
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kation ist in einem Runderlaß des Gesundheitsmini- 
steriums an die Provinzialgesundheitsämter enthal- 
ten (Nr. 400.5/79 DAG 67 vom 1. Juni 1971). 

Im Vereinigten Königreich wird das Baden durch 
die Gesetze des Water Act von 1937, Kapitel 37 ge- 
regelt. Dieses Gesetz schreibt vor, daß jedes Amt 
(Water authority) alle notwendigen praktischen 
Maßnahmen trifft, um sicherzustellen, daß die Nut- 
zung des Wassers und des Strandes Erholungszwek- 
ken entspricht. 

In Frankreich wird das Baden im Meer durch eine 
auf dem Gesetz vom 16. Dezember 1964 basierende 
Polizei Verordnung geregelt, die das Abkippen jeg- 
licher Art von Stoffen in das Meer untersagt, die 
eine Gefahr für die öffentliche Gesundheit, die 
Fauna, die Flora oder den Fremdenverkehr darstel- 
len könnten. Die Bestimmungen über die gesetzliche 
Regelung des Badens im Süßwasser wurden der 
Kommission mitgeteilt (siehe Kapitel 3.1.). 

Angesichts dieser Rechtslage in den Mitgliedstaaten 
und in der Erwägung, daß alle erforderlichen Befug- 
nisse zur Verwirklichung der Ziele des EWG-Ver- 
trages auf diesem Gebiet im Vertrag nicht vorge- 
sehen sind, ist es erforderlich, gleichzeitig Artikel 
100 und 235 als Rechtsgrundlage für den Riditlinien- 
entwurf heranzuziehen. 


3. Erläuterungen der Richtlinie 

3.1. Allgemeine Erläuterungen 

Ein französischer Verordnungsentwurf, der gemäß 
dem Gesetz vom 16. Dezember 1964 die physika- 
lischen, chemischen und mikrobiologischen Eigen- 
schaften von Süßwasser für Badezwecke festlegt, ist 
der Kommission entsprechend dem Informationsver- 
fahren, daß die im Rat vereinigten Vertreter der Re- 
gierungen der Mitgliedstaaten vom 5. März 1973 
vereinbart haben, mitgeteilt worden. 

Die Kommission hat daraufhin mitgeteilt, daß sie 
beabsichtigt, einen gemeinschaftlichen Richtlinien- 
entwurf auf diesem Gebiet vorzulegen und alle die 
Qualität des Meerwassers in Badegebieten betref- 
fende Punkte zu erfassen. Zu ihrer Unterstützung 
bei der Erarbeitung der hierfür benötigten tech- 
nischen Daten hat sie eine Gruppe nationaler Sach- 
verständiger einberufen. 

Diese Gruppe hat Informationen über die Rechtslage 
in den Mitgliedstaaten beschafft und detaillierte 
Listen der Merkmale von Badegewässern sowie der 
zulässigen Konzentrationen der verschiedenen Stoffe 
aufgestellt. 

3.2. Geltungsbereich 

Die Richtlinie gilt nur für behördlich zugelassene 
oder geduldete Badegebiete. Wer an nicht zugelas- 
senen Stellen badet, tut dies auf eigene Gefahr. 


I 3.3. Ortsinspektionen und örtliche Bedingungen 

Wie wichtig eine allgemeine Prüfung der Umwelt- 
bedingungen einer Badestelle ist, kann nicht genug 
betont werden. Bei fließenden Gewässern müssen 
die Bedingungen stromaufwärts und bei stehenden 
Binnengewässern (Seen) oder Meerwasser die Bedin- 
gungen in der Nachbarschaft gründlich und wieder- 
holt überprüft werden, um die geographischen und 
topologischen Gegebenheiten sowie Umfang und Art 
aller verunreinigenden und potentiell verunreinigen- 
den Ableitungen und ihre Bedeutung im Verhältnis 
zu ihrer Entfernung von den betreffenden Gewäs- 
sern festzustellen. 

Darüber hinaus muß auch beurteilt werden, inwie- 
weit durch diese Ableitungen die Gefahr einer un- 
fallbedingten Verunreinigung besteht. 

3.4. Probenahme und Analyse 

Es wird empfohlen, streng darauf zu achten, daß bei 
der Ortsinspektion festgestellte wichtige Parame- 
ter durch häufige Probenahme gemessen werden. 
Die routinemäßige Probenahme ist in regelmäßigen 
Zeitabständen vorzunehmen; ihre Häufigkeit richtet 
sich nach der Bedeutung und nach der Zahl der Ba- 
denden. Bei einer Konzentration von durchschnitt- 
lich mehr als 10 000 Badenden je km Strand oder 
Flußufer ist ein intensiveres Probenahme- und Ana- 
lysenprogramm vorgesehen. 

Die Probenahme wird in der Regel mindestens 
zwei Wochen vor sowie während der Badesaison 
durchgeführt. 

3.4.1. Die Bestimmung mikrobiologischer Parameter 

Der MPN-Indikator (MPN - Most Probable Number 
= mutmaßlich richtigste Zahl) gilt im allgemeinen 
als ausreichend für die Bestimmung der Colibak- 
terien im Wasser. Da diese Methode jedoch wenig 
genau ist und da die Bakteriendichte im Oberflächen- 
wasser in der Regel schwankt, läßt sich die bakterio- 
logische Qualität eines bestimmten Badegewässers 
nur durch häufige Analysen ermitteln. Die mikrobio- 
logischen Bedingungen an einer Probenahmestelle 
können zeitlich beträchtlich schwanken; es wurde 
jedoch festgestellt, daß für den Anfang mindestens 
20 Proben, zeitlich verteilt über eine volle Badesai- 
son, analysiert werden müssen. In den darauffolgen- 
den Jahren kann die Probenahmehäufigkeit etwas 
reduziert werden, sofern die Gesamtsituation unver- 
ändert geblieben ist; es ist jedoch zu bedenken, daß 
die statistische Zuverlässigkeit der Endergebnisse 
bei der Analyse von weniger als 10 Proben sehr 
gering sein wird. 

Die Wahl der Probenahmestellen richtet sich nach 
der örtlichen Lage. In der Regel sollen die Proben 
an den Stellen mit den meisten Badenden entnom- 
men werden. Eine allgemeine Regel für die Wahl 
der Probenahmestellen kann nicht gegeben werden; 
in vielen Fällen wird die Aufnahmefähigkeit des 
Prüflabors ein begrenzender Faktor sein. 
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In überfüllten, langgestreckten Erholungsgebieten 
sollte wenigstens alle zwei Kilometer eine Probe- 
nahme erfolgen. 

3.4.2. Die Analyseverfahren für die betreffenden 
Parameter werden in den Anlagen 1 und 2 
angegeben. 

Laboratorien, die andere Methoden verwenden, müs- 
sen sicherstellen, daß ihre Ergebnisse mit den durch 
die Bezugsmethoden erzielten Ergebnissen gleich- 
wertig sind. 


3.5. Regionale Unterschiede 

Die Gesundheitsgefährdung ist proportional der Ver- 
weilzeit im Wasser und je nach der Luft- und Was- 
sertemperatur sehr unterschiedlich. Die Richtlinie 
schreibt daher für Meerwasser - das zum Baden be- 
vorzugt wird - weniger strenge Bedingungen in Ge- 
bieten vor, in denen die vorherrschende niedrige 
Wassertemperatur (unter 20° C) der möglichen Bade- 
zeit, verglichen mit anderen Gebieten, in denen man 
den ganzen Tag über baden kann, Grenzen setzt. 


3.6. Parameter 

Die Zahlenwerte der in den Anlagen 1 und 2 ange- 
gebenen Parameter ermöglichen die Festlegung der 
Merkmale von Süßwasser und Meerwasser, das zum 
Baden bestimmt ist. 

Die mikrobiologischen Untersuchungen können nach 
ihrer Wichtigkeit und entsprechend der in den An- 
lagen 1 und 2 vorgesehenen Probenahmehäufigkeit 
in drei Gruppen unterteilt werden: grundlegende 
Tests, ergänzende Tests und gelegentliche Tests. 
Bei allen diesen Tests soll festgestellt werden, ob 
bedenkliche Mengen Abwässer oder Fäkalien im 
Wasser enthalten sind. 

Die Anforderungen an die physikalischen und che- 
mischen Eigenschaften von Badegewässern sind vor 
allem auf längeres Verweilen im Wasser - wobei 
der ganze Körper im Wasser bleibt - abgestellt. Es 
sind jedoch, wie schon in der Einleitung betont wur- 
de, auch allgemeine umweltbezogene Erwägungen 
zu berücksichtigen, um verschiedene Qualitätsziele 
für die gleiche Wassermasse miteinander in Ein- 
klang zu bringen. 

Aus diesem Grunde sind in die Anlagen für auf 
Verschmutzung hinweisende Stoffe auch chemische 
Stoffe aufgenommen worden, die nur bei oraler 
Aufnahme giftig sind (und im allgemeinen schluckt 
man beim Schwimmen unfreiwillig etwas Wasser). 
Die gleichen Erwägungen gelten auch für im Wasser 
enthaltene radioaktive Stoffe. 

Die in den Anlagen 1 und 2 angegebenen Buchsta- 
ben haben folgende Bedeutung: 


I: Die in Spalte I stehenden Parameterwerte sind 
zwingend vorgeschrieben. Die Mitgliedstaaten 
können in ihren nationalen Bestimmungen keine 
niedrigeren, wohl aber strengere Werte fest- 
legen. 

G: Die in Spalte G stehenden Parameterwerte haben 
hinweisenden Charakter und sind als Richtwerte 
anzusehen. Ist ein Wert sowohl in Spalte I als 
auch in Spalte G angegeben, so können die Mit- 
gliedstaaten strengere Werte festlegen, die sich 
am Wert G orientieren. Werden diese Richtwerte 
von den Mitgliedstaaten übernommen, dann 
haben sie in dem Land, in dem sie angenommen 
wurden, jeweils zwingende Wirkung. 

O: Die mit dem Buchstaben O gekennzeichneten 
Werte lassen gewisse Abweichungen bei außer- 
gewöhnlichen meteorologischen oder geographi- 
schen Verhältnissen zu. 

Badegewässer gelten als in den in Anlagen ange- 
gebenen Parameterwerten entsprechend, wenn fol- 
gende Bedingungen erfüllt sind: 

Für die Parameter in der Spalte I der Anlagen muß 
der Meßwert bei 95 v. H. der Proben dem angege- 
benen Wert entsprechen oder kleiner sein bzw. 
- für den pH-Wert - in dem angegebenen Bereich 
liegen. Für gelösten Sauerstoff wird ein Meßbereich 
für Süßwasser festgesetzt; bei Meerwasser darf der 
Sauerstoffanteil die natürlichen Werte der 1 km vor 
der Küste bei Flut gemessenen Meerwassers nicht 
übersteigen. 

Für die Parameter in der Spalte G der Anlagen muß 
der Meßwert bei 90 v. H. der Proben dem angege- 
benen Wert entsprechen oder kleiner sein bzw. - für 
den ph-Wert und gelösten Sauerstoff - in dem an- 
gegebenen Bereich liegen. 

Für die übrigen 5 bzw. 10 v. H. der Proben gelten 
folgende Bedingungen: 

a) Das Wasser darf, mit Ausnahme der mikrobiolo- 
gischen Parameter, des ph-Wertes und des ge- 
lösten Sauerstoffs, um nicht mehr als 50 v. H. 
vom Grenzwert der betreffenden Parameter ab- 
weichen; 

b) mit einer statistisch auswertbaren Häufigkeit ent- 
nommene Wasserproben dürfen von den Para- 
meterwerten, auf die sie sich beziehen, nicht ab- 
weichen. 

Im, Falle von G-Werten ohne entsprechende I-Werte 
können die 10 v. H. der Proben, die über den in den 
Anlagen angegebenen Höchstwerten bzw. nicht in 
den angegebenen Bereichen liegen, zugelassen wer- 
den. 

Dies wird mit der nachstehenden graphischen Dar- 
stellung veranschaulicht. 
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Fall für einen I-Wert 



Fall für einen G-Wert, für 
den auch ein I-Wert angege- 
ben ist 



90 ®/o 100 ®/o der Proben 


Fall für einen G-Wert ohne 
entsprechenden I-Wert 
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3.7. Radioaktivität 

Die die Radioaktivität betreffenden Parameter wer- 
den in dieser Liste nicht aufgeführt. Sie müssen den 
in den Mitgliedstaaten geltenden Bestimmungen ge- 
mäß den Grundnormen des Euratom-Vertrages ent- 
sprechen. 


4. Anhörung des Europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Die Stellungnahme des Europäischen Parlaments ge- 
mäß Artikel 100 und 235 EWG-Vertrag ist erforder- 
lich, und auch der Wirtschafts- und Sozialausschuß 
müßte gehört werden. 
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